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Pränumerations-Einladung. 
Wir laden zur Pränumeration auf das vierte Quartal der 


„Oeſterr. Zeitſchrift für Verwaltung“ 1887 freundlichſt ein. 


„Schulgemeinde“ verſtanden wiſſen will, dürfte in der Einſchaltung des 
Wortes „Schulſprengel“ und dem Hinweiſe auf § 9 desſelben Geſetzes 
liegen. Letzterer ſagt, daß den Sprengel einer Schule die zu letzterer 
eingeſchulten Ortſchaften, Ortſchaftstheile und Häuſer bilden, und definirt 


Der Betrag für dieſes Quartal iſt für die Zeitſchriſt ſammt auf dieſe Weiſe indirect den Schulſprengel als das einer Schule zugewieſene 
der Beilage „Erkenntuiſſe des Verwaltungsgerichtshofes“ 1 fl. Gebiet. Indem der Geſetzgeber im § 33 hinter das Wort „Schulgemeinde“, 


50 kr., — ohne jene Beilage 1 fl. 
Manz'ſche k. k. Hof⸗Verlags⸗ und Univerſitäts⸗Buchhandlung. 


Inhalt: 


Ueber die Verpflichtung zur Leiſtung der Schulumlagen in Krain. 
Mittheilungen aus der Praxis: 


welches an dieſer Stelle zum erſten Male im bezüglichen Geſetzestexte 
vorkommt, das bereits in ſeiner Bedeutung definirte Wort „Schulſprengel“ 
ſetzte, wollte er offenbar nur die noch nicht gebrauchte Bezeichnung 
durch eine bereits in ihrer concreten Bedeutung definirte Bezeichnung 
erläutern. Dieſe Abſicht konnte er aber nur dann erreichen, wenn die 
in der Klammer beigefügte erläuternde Bezeichnung zwar nicht gleich⸗ 
bedeutend, aber congruent mit dem zu erläuternden Ausdrucke iſt. Nach 


Die Mitglieder der k. ungariſchen Finanzwache find den im 8 68 St. G. begün- § 9 iſt der Schulſprengel ein gewiſſer Terrainumfang; ſoll nun Logik 


ſtigten obrigkeitlichen Perſonen auch dann beizuzählen, wenn ſie auf unga⸗ 
riſchem Gebiete nicht im Finanzdienſte, ſondern als Organe der öffentlichen 
Sicherheit wider öſterreichiſche Staatsangehörige einſchreiten. 


liegen in der Anrufung des Wortes „Schulſprengel“ zur Erläuterung 
des Wortes „Schulgemeinde“, ſo kann mau unter letzterer nur die Ver⸗ 


Der Reiſende, der aus Vergeßlichkeit feine Effecten im Eiſenbahn⸗Coupe zurück einigung der auf dieſem Terrainumfange anſäſſigen Individuum ver⸗ 


läßt, wird dadurch allein der Gewahrſame derſelben nicht verluſtig ($ 171 ſtehen: 
St. G. 


Art der Umrechnung von Conventionsmünze aus der Zeit vor dem Finanzpatente 
vom 20. Februar 1811. 


Notiz. 

Geſetze und Verordnungen. 
Perſonalien. 
Erledigungen. 


Ueber die Verpflichtung zur Teiſtung der Schul- 
umlagen in Krain. 


Man konnte bereits zu wiederholten Malen die Wahrnehmung 
machen, daß hinſichtlich der Auftheilung der aus der Errichtung und 
dem Beſtande der öffentlichen Volksſchulen in Krain erwachſenden Koſten, 
und zwar ſowohl jener ſür die ſachlichen Schulerforderniſſe, als auch 
jener für Neu⸗, Um⸗ und Zubauten von Volksſchulen, in der Praxis 
ein verſchiedener Vorgang beobachtet wird. 

Dieſe Koſten werden nämlich bald auf den ganzen Umfang jener 
Ortsgemeinden aufgetheilt, welche ganz oder theilweiſe zu der in Frage 
kommenden Schule eingetheilt ſind, bald werden ſie nur auf diejenigen 
Steuerträger umgelegt, für welche die Schulen errichtet werden, bzw. 
für welche ſie beſtehen. 

Letzterer Vorgang erſcheint uns als der den gegenwärtig dies⸗ 
bezüglich in Kraft ſtehenden Geſetzen entſprechende und erlauben wir 
uns zur Begründung unſerer Anſicht Folgendes zu bemerken. 

Nach 8 33 des krainiſchen Schulerrichtungsgeſetzes iſt die Errichtung 
und Erhaltung der nothwendigen Volksſchulen eine Angelegenheit der 
Schulgemeinde. Das Geſetz definirt zwar den letzteren Ausdruck nicht, 
allein ein deutlicher Hinweis auf Dasjenige, was das Geſetz unter 


während alſo „Schulſprengel“ das Object feſtſetzt, worauſ ſich 
die Wirkſamkeit einer beſtimmten Schule erſtreckt, bezeichnet „Schul⸗ 
gemeinde“ die Summe aller Subjecte des Schulſprengels. Dieſe Auf⸗ 
faſſung entfpricht auch dem gewöhnlichen Sprachgebrauche, welchem 
zufolge man mit dem Ausdrucke „Gemeinde“ ſtets eine ſubjective, hin⸗ 
gegen mit dem Ausdrucke „Sprengel“ ſtets eine objective Bedeutung 
verbindet und ſoll es in dieſer Beziehung nur erlaubt ſein, auf „Pfarr⸗ 
gemeinde“ (die Summe der der Paſtorirung eines Seelſorgers zugewieſenen 
Individuen) und „Pfarrſprengel“ (den geographisch begrenzten Gebiets⸗ 
umfang einer Pfarre) hinzuweiſen. 

Allerdings jagt 8 62 des Reichs⸗Volksſchulgeſetzes, daß für die 
nothwendigen Volksſchulen zunächſt die Ortsgemeinde zu ſorgen hat; 
allein durch Einſchaltung des Wörtchens „zunächſt“ läßt das Reichsgeſetz 
für das Landesgeſetz die Möglichkeit offen, an die Stelle der Ortsgemeinde 
eine andere juriſtiſche Perſon treten zu laſſen; indem das krainiſche Schul⸗ 
errichtungsgeſetz, von dieſem Pouvoir Gebrauch machend, für die öffentlichen 
Volksſchulen die Concurrenz der Schulgemeinden ſtatuirte, hat es ſich 
daher keineswegs in Widerſpruch geſtellt mit den Beſtimmungen des 
Reichsgeſetzes. Dieſe Auſicht wurde auch bereits ſeitens des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes in dem Erkenntniſſe vom 26. September 1883, 3. 1654, 
ausgeſprochen. 

Auch die Beſtimmung des 8 3 des Geſetzes vom 26. October 
1875, L. G. Bl. für Krain Nr. 27, welcher zufolge es den zum Schul⸗ 
ſprengel gehörigen Ortsgemeinden vorbehalten wurde, eine Entſcheidung 
über die Reducirung, eventuell Auflaſſung gewiſſer Leiſtungen und Bei⸗ 
träge zu treffen, dürfte mit der oben ausgeſprochenen Anſicht nicht in 
Widerſpruch ſtehen, da derartige Entſcheidungen, mögen ſie auch nur 
eine Fraction der Ortsgemeinde betreffen, nach den einſchlägigen 
Beſtimmungen der Gemeindeordnung unter allen Umſtänden in der 
Competenz der Vertretung der Ortsgemeinde liegen. Aus dem gleichen 
Grunde kann eine gegentheilige Definirung des Ausdruckes „Schul⸗ 


gemeinde“ auch nicht aus der Beſtimmung des § 18 des Geſetzes vom 
9. März 1879, L. G. Bl. für Krain Nr. 13, gefolgert werden, da 
die Art und Weiſe der Bedeckung der Bedürfniſſe (im concreten Falle 
der ſachlichen Schulbedürfniſſe) auch nur einzelner Theile einer Orts⸗ 
gemeinde der Beſchlußfaſſung des Gemeindeausſchuſſes unterliegt. R. 


Mittheilungen aus der Praris. 


Die Mitglieder der k. ungariſchen Finanzwache ſind den im 
$68 St. G. begünſtigten obrigfeitlichen Perſonen anch dann 
beizu zählen, wenn ſie auf ungariſchem Gebiete nicht im Finanz⸗ 
dienſte, ſondern als Organe der öffentlichen Sicherheit wider 
öſterreichiſche Staatsangehörige einſchreiten. 


Der Oeſterreicher Audreas S. hatte ſich anläßlich eines auf unga⸗ 
riſchem Boden hervorgerufenen Exceſſes der mit der Verhaftung der Ex— 
cedenten betrauten königlichen Finanzwache gewaltſam widerſetzt, und war 
deshalb vom Landesgerichte in Trieſt des Verbrechens der öffentlichen 
Gewaltthätigkeit nach 8 81 St. G. ſchuldig erkannt worden. Bei Gel⸗ 
tendmachung des Nichtigkeitsgrundes der Ziffer 9 a des §S 281 St. P. O. 
gab der Verurtheilte im Allgemeinen zu, daß auch Mitglieder der un⸗ 
gariſchen Finanzwache unter dem Schutze des 8 68 St. G. ſtehen; er 
beſtritt dies jedoch für den gegebenen Fall, in welchem die Finanzwache 
nicht in ihrem eigentlichen Berufe thätig, ſondern mit einem Geſchäfte 
des Sicherheitsdienſtes befaßt war. Der k. k. Caſſationshof beſchloß mit 
Entſcheidung vom 11. November 1886, Z. 9834, die Nichtigkeitsbeſchwerde 
zu verwerfen. 

Gründe: . ... Daß auch die k. ungarische Finanzwache durch 
§ 68 St. G. geſchützt ſei, wurde von der Nichtigkeitsbeſchwerde nicht 
in Frage geftellt. Und dies mit Recht. Denn wenn den Beftimmungen 
des § 68, beziehungsweiſe $ 81 St. G. im Allgemeinen das Beftreben 
der Geſetzgebung zu Grunde liegt, nicht nur eine materielle, ſondern 
auch eine ideelle Rechtsverletzung abzuwenden; wenn dieſe Beſtimmungen 
alſo dahin gerichtet erſcheinen, den Organen jeder Obrigkeit, gleichviel, 
ob dieſelbe ſich innerhalb oder außerhalb des Gebietes befindet, für 
welches das Strafgeſetz Geltung hat, eine beſondere Gewähr der Achtung 
und des Gehorſams gegenüber ihren Anordnungen zu ſchaffen, ſo gibt 
es keinen Grund, das Recht auf dieſe Achtung und auf dieſen Gehorſam 
der k. ungariſchen Finauzwache abzuſprechen, welche nach den Beſtim⸗ 
mungen des Zoll⸗ und Handelsbündniſſes zwiſchen Oeſterreich und Un⸗ 
garn (Geſetz vom 27. Juni 1878, R. G. Bl. Nr. 62, 8 1, Art. I 
und V und Kundmachung vom 29. Juni 1878, R. G. Bl. Nr. 81) 
berufen iſt, gleich der öſterreichiſchen Finanzwache die dem Auslande 
gegenüber gemeinſame Grenze des Reiches behufs Sicherung der Zoll⸗ 
einkünfte zu bewachen, deren Ueberſchuß bekanntlich zur Deckung der 
gemeinſamen Auslagen dient. 

Daß die k. ungariſche Finanzwache bei dem Anlaffe, um den es ſich 
handelt, im Dienſte ſtand, geht aus der ausdrücklichen Feſtſtellung des 
Urtheils hervor, wonach der Zolleinnehmer Elias M. den Wachen be⸗ 
fahl, die Excedenten zu verhaften. Dieſer Befehl entſprach aber den be⸗ 
ſtehenden Vorſchriften über die Beſtimmung der k. ungariſchen Finanz⸗ 
wache, wonach dieſelbe, gleich der öſterreichiſchen (8 1, lit. f der Ver⸗ 
faſſung und Dienſtesvorſchrift für die k. k. Finanzwache), mit der ſie ja 
gemeinſamen Urſprung hat, ſubſidiär Sicherheitsdienſte zu leiſten hat 
(88 1 d und 123 der Sammlung der Finanzgeſetze und Verordnungen 
für Ungarn, 20. Heft.) ... Daß endlich der Angeklagte als öſterreichi⸗ 
ſcher Staatsaugehöriger wegen eines im Auslande (das iſt außer dem 
Geltungsgebiete des allgemeinen Strafgeſetzes) begangenen Verbrechens 
den Beſtimmungen des öſterreichiſchen Strafgeſetzes unterliege, kann nach 
§ 36 St. G. nicht bezweifelt werden. 5 

Aus dieſen Gründen mußte die Nichtigkeitsbeſchwerde verworfen 
werden. 


. 8 


Der Neiſende, der aus Vergeßlichkeit feine Effecten im Eiſen⸗ 
bahn⸗Coupe zurücläßt, wird dadurch allein der Gewahrſame 
derſelben nicht verluſtig ($ 121 St. G.). 


Die von Leopold T. erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde gegen das 
Urtheil des Landesgerichtes in Wien vom 9. Auguſt 1886, 3. eo 
womit der Beſchwerdeführer des Verbrechens der Theilnehmung am 
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Diebſtahle im Siune der $$ 185, 186 lit. a und b St. G. ſchuldig 
erkannt ward, hat der k. k. Caſſationshof mit Entſcheidung vom 
13. November 1886, 3. 10.410, verworfen. 

Gründe: . .. Gegenſtand der Caſſationsverhandlung waren nur 
diejenigen Ausführungen, in denen der Beſchwerdeführer den Nichtigkeits⸗ 
grund des § 281, 8. 10 St. P. O. geltend macht und darzuthun 
bemüht iſt, daß ſeine im angefochtenen Urtheile feſtgeſtellte Handlungs⸗ 
weiſe mit Unrecht unter den Begriff einer Theilnehmung am Diebſtahle 
im Sinne der 88 185 und 186 St. G. gebracht worden ſei, daß ſie 
vielmehr nur als Fundverheimlichung im Sinne des § 201 lit. e St. G., 
ſohin als Betrug hätte zugerechnet werden ſollen, weil der Koffer mit 
Effecten, welche der Angeklagte dem Dominik K. zum Verhandeln über⸗ 
gab, vom Eigenthümer Max E. im Eiſenbahnwaggon vergeſſen worden, 
demnach nicht als geſtohlen, ſondern als verloren, beziehungsweife ge⸗ 
funden zu betrachten ſei. Der Oberſte Gerichts⸗ und Caſſationshof ver⸗ 
mochte auch dieſen Ausführungen eine Berechtigung nicht beizumeſſen. 

Wenn es ſich, wie im vorliegenden Falle, lediglich darum handelt, ob 
die rechtswidrige Aneignung einer vom bisherigen Beſitzer aus Zerſtreut⸗ 
heit zurückgelaſſenen, alſo vergeſſenen Sache ſtrafrechtlich unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkte eines Diebſtahls, oder unter demjenigen der Fundunterſchlagung 
zu beurtheilen ſei, ſo muß in's Auge gefaßt werden, ob im Augenblicke 
des rechtswidrigen Actes der Beſitz des Berechtigten noch fortbeſtand, 
oder ſchon erloſchen war. Das Berhältniß der Gewahrſame, welches auf 
dem Gebiete des Strafrechtes als Befitz geſchützt wird, erſcheint nämlich 
nicht bezüglich jeder dergeſtalt abhanden gekommenen Sache an und für 
ſich endgiltig aufgehoben. Wenn der bisherige Beſitzer genau weiß, wo 
die Sache zurückblieb und wenn auch ſonſt die Umſtände danach ſind, 
daß ſie die ſofortige Wiederherſtellung des im Augenblick unterbrochenen 
Herrſchaftsverhältniſſes möglich erſcheinen laſſen, iſt auch vom Stand⸗ 
punkte des Straſrechtes dieſes Verhältniß als fortdauernd infolange anzu⸗ 
ſehen, als nicht ein thatſächliches Hinderniß der Ausübung der Willens⸗ 
herrſchaft ſich entgegenſtellt. Erſt durch den Eintritt eines die Wieder⸗ 
erlangung der Sache zunächſt ausſchließenden Umſtandes wird der Beſitz 
an derſelben aufgehoben, die vergeſſene Sache alſo zu einer für den 
Beſitzer verlorenen, welche jeder Dritte als gefunden auſehen kann. Jede 
andere Auffaſſung wäre unvereinbar, nicht nur mit den Beſtimmungen 
des Privatrechtes über Erwerb und Erlöſchung des Beſitzes, ſowie über 
die Rechtsverhältniſſe an gefundenen Sachen (88 349, 352, 388— 394. 
a. b. G. B.), ſondern auch mit dem für das Strafrecht maßgebenden 
allgemeinen Sprachgebrauche und der ſich darin offenbarenden Vor⸗ 
ſtellungsweiſe, welche zwiſchen einer vergeſſenen und einer verlorenen 
Sache genau unterſcheiden. Nun iſt in den Entſcheidungsgründen des 
angefochtenen Urtheils feſtgeſtellt, daß der Beſchädigte Max E. bei ſeiner 
Ankunft auf dem Weſtbahnhofe in Wien feinen Koffer im Waggon ver⸗ 
gaß, daß er ſich desſelben aber, noch bevor er den Perron des Bahn⸗ 
hofes verließ, erinnerte, und, um ihn wieder an ſich zu nehmen, den 
eben verlaſſenen Waggon aufſuchte, aus welchem der Koffer inzwiſchen 
verſchwunden war. Das vergeſſene Gepäcksſtück muß demnach in der 
That, wie der erkennende Gerichtshof angenommen hat, in der Zwiſchen⸗ 
zeit zwiſchen dem Ausſteigen des Beſchädigten aus dem Waggon und der 
Rückkehr desſelben, von einer bisher nicht bekannten Perſon enttragen 
worden ſein. Unter ſolchen Umſtänden ſtellt ſich aber der rechtswidrige 
Act dieſes Unbekannten nach dem Obengeſagten offenbar als Beſitzentzie⸗ 
hung, mithin als Diebſtahl dar, da erſt durch ihn dem Beſchädigten die 
Möglichkeit, den Koffer wieder an ſich zu nehmen, abgeſchnitten worden 
iſt. Hiezu kommt noch die Erwägung, daß die von Reiſenden in Eiſen⸗ 
bahnwaggons aus Verſehen zurückgelaſſenen Sachen nach § 33 des mit 
der Miniſterialverordnung vom 10. Juni 1874, R. G. Bl. Nr. 75, 
kundgemachten Eiſenbahn⸗Betriebsreglements in beſonderer Obhut der 
Bahnverwaltung und ihrer Organe behufs Wahrung der Rechte des 
Eigenthümers ſtehen, daß daher derjenige, welcher einer ſolchen Sache 
ſich widerrechtlich bemächtigt, dieſelbe einem Verhältniſſe entzieht, in wel⸗ 
chem die Rechte des Beſitzers geſichert erſcheinen. Um ſo weniger konnte 
es alſo dem Entwender des mehrerwähnten Koffers entgangen ſein, daß 
er letzteren einer fortdauernden Gewahrſame, wenn nicht unmittelbar 
derjenigen des Berechtigten, ſo doch jener der Bahnverwaltung, entziehe, 
mithin eines Diebſtahls ſich ſchuldig mache. 

Es war demgemäß die Nichtigkeitsbeſchwerde auch in der Richtung 
des § 281, 3. 10 St. P. O. zu verwerfen 


Art der Umrechnung von Conventionsmünze aus der Zeit vor 
dem Finanzpatente vom 20. Februar 1811. | 
In dem Stiſtbriefe do. Wien 31. März 1762 wird für die 
Pfarre A. ein Capital von 7000 fl. „auf der Herrſchaft B. hape 
thekariſch geſichert, auf Ewig zu 5 procento anliegend“, derart gewidmet, 
„daß der Pfarrer von 6000 fl. das jährliche Intereſſe zu 5 procento 
a 300 fl., der Schulmeiſter (an deſſen Stelle ſpäter der Meßner 
getreten iſt) aber 50 fl. zu empfangen haben.“ Weder bei der Capital⸗ 
ſumme, noch bei den jährlich zu leiſtenden Beträgen iſt in der Urkunde 
eine Währung angegeben. Da nun durch das auf der zwiſchen der 
Kaiſerin Maria Thereſia und dem Churfürſten von Bayern am 21. Sep⸗ 
tember 1753 geſchloſſenen Münzeonvention beruhende Patent vom 
12. Jänner 1754 in den öſterreichiſchen Erblanden der Conventions⸗ 
münzfuß, nach welchem aus einer Mark feinen Silbers 20 = 


geprägt wurden, eingeführt worden war, und daher die im Jahre 1762 
in den öſterreichiſchen Erblanden geltende Währung jene der Conven⸗ 
kionsmünze des 20⸗Guldenſuſſes war, behauptet das Stift C., als In⸗ 
haber der dieſem Stifte incorporirten Pfarre A., daß im Stiftbriefe 
nur die Conventionsmünze als Währung zu verſtehen iſt, und folglich 
die oberwähnten jährlichen Beträge per 300 fl. und 50 fl. in Sone 
lionsmünze zu leiſten waren. Nachdem aber ſelbe vom ie Be⸗ 
ſitzer der Herrſchaft B. nur mit 126 fl. und 21 fl. ö. geleiſtet 
werden, ſo wird mit Klage de praes. 25. Juni 1884, 5 7041, 
verlangt, daß Letzterer zur Zahlung jener Beträge in Conventionsmünze, 
rückſichtlich in jenem Betrage, welcher der Conventionsmünze in öſter⸗ 
reichiſcher Währung entſpricht, verhalten werde und demnach das Begeh⸗ 
ren um Erkenntniß geſtellt: Geklagter ſei im Grunde des Stiftbriefes 
ddo. 31. März 1762 pro 7000 fl. ſchuldig, dem klägeriſchen Stifte C. 
zu Handen des jeweiligen Pfarrvicars zu A. die jährliche Pfarrdotation 
per 300 fl., d. i. 315 fl. ö. W., und deu jährlichen Meßnuergehalt 
per 50 fl., d. i. 52 fl. 50 kr. ö. W., anſtatt der bisher geleiſteten 
jährlichen Beträge per 126 fl. ö. W. und 21 fl. ö. W., ſowie die 
Rückſtände der vorſtehenden Beträge, d. i. je 189 fl. ö. W. und 31 fl. 
50 kr. ö. W. per Jahr »ſeit 3 Jahren vom Klagezuſtellungstage zurück⸗ 
gerechnet, ſammt 6 Procent Verzugszinſen von den . Verfalls⸗ 
tagen zu zahlen. Dagegen wendete der Geklagte ein: Daß die Schuld⸗ 
verbindlichkeit in Folge des Finanzpatentes vom Fi Februar 1811 in 
eine Wiener⸗Währungsſchuld umgewandelt worden ſei; 
geſtellten Anſpruche die Verjährung entgegenſtehe. 
Dieſen Einwendungen ſtattgebend, wies der erſte Richter das Klage⸗ 
begehren ab. 
Ueber Appellation des Stiftes C. hat das Oberlandesgericht in 
Abänderung des angefochtenen Urtheiles dem Klagebegehren ſtattgegeben 
und nur die Höhe der ſeit 15. Juli 1885 zuzuſprechenden Zinſen von 
6 Procent auf 5 Proceut mit Rückſicht auf die Beſtimmungen des Ge⸗ 
ſetzes vom 15. Mai 1885, R. G. Bl. Nr. 77, herabgeſetzt. 
Der k. k. Oberſte Gerichts hof beſtätigte mit Entſcheidung vom 
1. Juli 1886, 3. 7069, unter Abweiſung der Reviſionsbeſchwerde des 
Geklagten die oberlandesgerichtliche Entſcheidung aus folgenden Gründen: 
Die dem obergerichtlichen Urtheile zu Grunde liegende Feſtſtellung, 
daß für die durch den Stiftbrief doo. Wien 31. März 1762 mit dem 
Zinſenbezuge von einem zu 5 Proceut verzinslichen Capitale von 7000 fl. 
begründete Dotation für den Pfarrer und den Meßner in der Pfarre A., 
obwohl im Stiftbriefe die Angabe der Währung mangelt, doch die Wäh⸗ 
rung der Conventionsmünze nach dem 20⸗Guldenfuſſe für Capital⸗ und 
Intereſſenbezug zu gelten habe, kann mit Erfolg nicht in Zweifel ge⸗ 
zogen werden, weil im Jahre 1762 der mit dem Patente vom 
12. Jänner 1754 in den öſterreichiſchen Erblanden eingeführte Conven⸗ 
E nach welchem aus einer Mark feinen Silbers 20 Gulden 
geprägt wurden, beſtanden hat, mithin der Ausſteller des Stiftbriefes, 
falls er etwa eine andere Währung beabſichtigt hätte, dies hätte aus⸗ 
drücklich ausſprechen müſſ en, was nicht geſchehen iſt, anderſeits aber 
von dem Geklagten in der Reviſionsbeſchwerde ſelbſt anerkaunt wird, 
daß, nachdem der Zeitpunkt der Errichtung der Stiftung nicht half | 
feſtgeſtellt werden kann, ſich nur auf die Stiftungsurkunde bezogen, und 
nur nach dieſer das Rechtsverhältniß zwiſchen dem Herrſchaftsgute B. 
und der Pfarre A. beurtheilt werden könne und müſſe, 
kommt, daß, wie aus dem Stiftbriefe zu entnehmen tit, 
bezeichnete Stiftungscapital per 7000 fl. 


und 2. daß dem 


in ſich begreift, alſo die Stiftung, wenn fie auch in oder vor den Jah⸗ 
9 | 
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Privatrechtstitel beruhen, 
wozu noch | fie in der neuen öſterreichiſchen Währung zu leiſten ſind, jo muß ihnen 
das daſelbſt nunmehr der ihnen aus dem Stiftbriefe gebührende Bezug von jährlich 
auch einen durch Vergleich] 350 fl. 
ddo. 1735 erſt neuerdings wiederum gewidmeten Betrag von 1000 fl. fußſe. 
C. 


ren 1660 oder 1670 entſtanden ſein mag, doch damals wenigſtens 
nicht den vollen Betrag von 7000 fl erreicht haben kann. 

Was die weitere Frage betrifft, ob bei der durch die Stiftungs⸗ 
urkunde in der Währung der Conventionsmünze nach dem 20⸗Gulden⸗ 
fuſſe begründeten Schuldverbindlichkeit in Folge des Finauzpatentes vom 
20. Februar 1811 eine Aenderung in der Währung eingetreten und 
dieſelbe in eine Wiener⸗Währungsſchuld umgewandelt worden ſei, wie 
dies von dem Geklagten behauptet, von dem klagenden Stifte aber be⸗ 
ſtritten wird, ſo muß dieſe Frage verneinend beantwortet werden, weil 
mit dem Finanzpatente vom 20. Februar 1811 überhaupt keine neue 
Währung, ſondern in den mit dieſem Patente eingeführten Einlöſungs⸗ 
ſcheinen nur ein neues, mit dem Zwangscurſe ausgeſtattetes Papiergeld⸗ 
zeichen für die aufrecht gebliebene Währung der Conventionsmünze nach 
dem 20⸗Guldenfuſſe geſchaffen worden iſt. Dies ergibt ſich aus den 
SS 3 und 4 dieſes Patentes, worin die Einlöſungsſcheine und Conven⸗ 
tionsmünze einander ganz gleichgeſtellt ſind, und die Einlöſungsſcheine 
zugleich vom 1. Hornung 1812 an als das einzige Papiergeld in den 
Erbſtaaten erklärt werden, ebenſo aus dem Texte der Einlöſungsſcheine 
und der denſelben gleichgeſtellten Anticipationsſcheine, dahin lautend, daß 
ſie bei allen landesfürſtlichen Caſſen für bares Geld, das iſt für die 
dem Nominalbetrage entſprechende Zahl von Gulden Conventionsmünze 
angenommen werden, und wenn dagegen eingewendet wird, daß dieſe 
Verſicherung keine Geſetzeskraft habe und in dem Finanzpatente vom 
Jahre 1811 nirgends zum Ausdrucke gelangt ſei, ſo muß bemerkt 
werden, daß die Einlöſungsſcheine eben das durch das Finanzpatent vom 
Jahre 1811 eingeführte Papiergeld ſind und ſchon deshalb deren Tex⸗ 
tirung als mit dem Geſetze in vollem Einklauge ſtehend zu betrachten 
iſt. Wenn daher im § 8 dieſes Patentes vom 15. März 1811 au die 
Eiulöſungsſcheine nach ihrem vollen Nennwerthe, und bis letzten Jänner 
1812 die Bankozettel nach dem 5. Theile ihres Nenuwerthes als 
Wiener⸗Währung und die einzige Valuta für das Inland erklärt 
werden, ſo iſt damit keine neue Währung, ſondern nur ein neuer Name 
für die noch immer aufrecht erhaltene Währung der Couventionsmünze 
nach dem 20⸗Guldenfuſſe eingeführt worden, weil Einlöſungsſcheine und 
Conventionsmünze einander gleichgeſtellt ſind; und wenn weiters in den 
Sd 9 und 12 beſtimmt wird, daß vom 15. März 1811 an alle Con⸗ 
tracte zwiſchen den Unterthanen, inſoferne ſie ſich nicht etwa auf das 
Ausland beziehen, in der im § 8 ausgedrückten Wiener⸗Währnug abge⸗ 
ſchloſſen werden müſſen und jeder ſeit dieſem Zeitpunkte auf eine andere 
Art eingegangene Contract für ungiltig erklärt werde, dann daß alle 
Zahlungen aus vor dem Jahre 1799 ausgeſtellten Schuldurkunden nach 
dem vollen Betrage in Wiener⸗Courant, nämlich in Einlöſungsſcheinen 
geleiſtet werden müſſen, ſo hat damit nur der den letzteren beigelegte 
Zwaugscurs ſeinen Ausdruck gefunden, keineswegs aber läßt ſich hieraus 
ein Beweis für die vermeintliche Einführung einer neuen Währung ab⸗ 
leiten, weil im Zeitpunkte des Finanzpatentes vom 20. Februar 1811 
Wiener⸗Währung und Conventionsmünze als gleichwerthige Begriffe 
galten und eine ſpäterhin eingetretene Devalvirung der Wiener⸗Währung 
an dem Verhältniſſe, wie es im Zeitpunkte der Erlaſſung des Finanz⸗ 
patentes vom 20. Februar 1811 beſtand, nichts mehr ändern konnte, 
ſondern nur zur Folge hatte, daß die betreffenden Gläubiger deſſenunge⸗ 
achtet für eine auf Conventionsmünze lautende Forderung vermöge des 
ſtatuirten Zwangscurſes die Zahlung in Wiener⸗Courant, nämlich in 
Einlöſungsſcheinen annehmen mußten. In dieſem Falle haben ſich auch 
die hier einſchreitenden Bezugsberechtigten inſolange befunden, als für 
die Wiener⸗Währung der Zwangscurs beſtand; weil ihnen aber ihre 
Forderung aus dem Stiftbriefe vom 31. März 1762 — wie ſchon 
oben nachgewieſen wurde — in der Währung der Conventionsmünze 
nach dem 20⸗Guldeufuſſe zuſteht, und in dieſer Währung durch das 
Finauzpatent vom 20. Februar 1811 insbeſondere keine Umänderung 
in Wiener⸗Währung eingetreten iſt, anderſeits aber mit dem Patente 
vom 27. April 1858, R. G. Bl. Nr. 63, vom 1. November 1858 
angefangen die öſterreichiſche Währung eingeführt und alle anderen Wäh⸗ 
rungen außer Kraft geſetzt, zugleich aber auch im § 5 für alle Verbind⸗ 
ichkei welche auf einen vor dem 1. November 1858 begründeten 
der Maßſtab feſtgeſetzt wurde, nach welchem 


in der Währung der Convenkionsmünze nach dem 20⸗Gulden⸗ 
nach dem Maßſtabe von 105 Gulden ö. W. für 100 Gulden 
M., obneweiters zuerkannt werden und ſteht ihnen dabei die Ein⸗ 


wendung der Verjährung nicht entgegen, weil das Patent vom 1. Juni 
1816, auf welches ſich in der Verhandlung und auch in der Reviſions⸗ 
beſchwerde diesfalls berufen wird, im § 3 nur für neu zu errichtende 
Verträge den Abſchluß auf conventionsmäßige und andere geſetzliche 
Gold⸗ und Silbermünzen oder Papiergeld geſtattet, für die damals ſchon 
beſtandenen Schuldverbindlichkeiten aber den § 9 des Patentes vom 
20. Februar 1811, alſo auch die übrigen Beſtimmungen dieſes Pa⸗ 
tentes in voller Wirkſamkeit aufrecht erhalten hat; weil daher auch die 
aus dem Stiftbriefe Bezugsberechtigten für die ihnen nach dieſem Stift⸗ 
briefe in der Währung der Conventionsmünze nach dem 20⸗Guldenfuſſe 
gebührende Dotation von jährlich 350 fl. in Folge des noch immer 
aufrecht verbliebenen Zwangscurſes die Zahlung mit 350 fl. in Ein⸗ 
löfungsſcheinen annehmen mußten und weil erſt mit dem Patente vom 
27. April 1858, R. G. Bl. Nr. 63, und der damit im Zuſammen⸗ 
hange ſtehenden kaiſerlichen Verordnung vom 27. April 1858, R. G. Bl. 
Nr. 64, für fie das Recht entſtanden ift, die Zahlung in öfterreichifcher 
Währung nach dem Umrechnungsmaßſtabe von 100 fl. C. M. 20⸗Gulden⸗ 
fuß = 105 fl. ö. W. zu begehren, ſeit dem Jahre 1858 aber der zur 
Verjährung erforderliche Zeitverlauf von 30 oder 40 Jahren zur Zeit 


der Klageanbringung noch nicht abgelaufen war, während der § 1451 


im Zuſammenhange mit § 1478 a. b. G. B. vorausſetzt, daß jenes 
Recht, welches wegen Nichtausübung während der vom Geſetze beſtimm⸗ 
ten Zeit verloren gehen ſoll, an ſich ſchon hätte ausgeübt werden können. 


Notiz. 


(Ankauf von erbetteltem Gute.) Es gibt Perſonen, welche den 
Bettlern die erbettelten Sachen, vornehmlich Nahrungsmittel, abkaufen. Dieſer 
„Gewerbebetrieb“ iſt vom deutſchen Reichsgericht als ſtrafbar erklärt 
worden. Das Ankaufen vou Sachen, heißt es in der Begründung, iſt unter Strafe 
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Geſetze und Verordnungen. 
1886. II. Semeſter. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des Miniſteriums für 
Cultus und Unterricht. 


XV. Stück. Ausgeg. am 1. Auguſt. — 44. Geſetz vom 5. Juli 1886, 
betreffend die Eröffnung eines Nachtragsevedites zum Staatsvoranſchlage für das 
Jahr 1886 als Subvention an die Genoſſenſchaft der bildenden Künſtler Wiens 
behufs theilwe iſer Beſtreitung der Koſten einer gemeinſamen Betheiligung öſter⸗ 
reichiſcher bildender Künſtler an der akademiſchen Jubiläums⸗Kunſtausſtellung in 
Berlin im Jahre 1886. — 45. Geſetz vom 8. Juli, 1886, betreffend die Eröff⸗ 
nung von Nachtragserediten zum Staatsvoranſchlage für das Jahr 1886 zur 
Schaffung proviſoriſcher Lehrſtellen und behufs Gewährung einer Dienſtalters⸗ 
zulage für Supplenten an Staats⸗Mittelſchulen, Lehrer⸗ und Lehrerinnen⸗ 
Bildungsanſtalten. — 46. Geſetz vom 8. Juli 1886, betreffend eine Dienſtalters⸗ 
zulage der Supplenten (Hilfslehrer) an den vom Staate erhaltenen Mittelſchulen, 
Lehrer⸗ und Lehrerinnen⸗Bildungsanſtalten. — 47. Geſetz vom 11. Juli 1886, 
betreffend die theilweiſe Verwendung des mit dem Finanzgeſetze pro 1885 unter 
Capitel IX, Titel 14, 8 6, als erſte Rate für den Neubau zur Unterbringung 
der chirurgiſchen Klinik in Krakau bewilligten außerordentlichen Credites von 

40.000 Gulden zum Ankaufe eines Baugrundes für dieſes Inſtitut. — 48. Ver⸗ 
ordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht und des Finanzminiſters vom 
19. Juni 1886, womit der für die Führung des Decanatsamtes (Bezirks⸗ 

vicariates) in den nach dem Geſetze vom 19. April 1885 (R. G. Bl. Nr. 47) 

einzubringenden Einbekenntniſſen betreffs des Localeinkommens der congrua⸗ 
ergänzungsberechtigten Seelſorgegeiſtlichkeit als Ausgabspoſt anzuerkennende Betrag 
feſtgeſetzt wird. — 49. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 

17. Juli 1886, 3. 12.527, betreffend die Erlöſchung der Privatdocentur in Folge 

der Verlegung des Wohnſitzes. 


XVI. Stück. Ausgeg. am 15. Auguſt. — 50. Verordnung des Miniſters 


geſtellt, von denen der Erwerber weiß, daß fie mittelft einer ſtrafbaren Handlung für Cultus und Unterricht vom 31. Juli 1886, 3. 6031, an alle Landesſchul⸗ 
erlangt find. In Betreff dieſer Sachen kommen aber nicht nur ſolche in Betracht, behörden, womit das Organiſationsſtatut für die Lehrer⸗Bildungsanſtalten in 
welche ſich gegen das Eigenthum, den Beſitz und Gewahrſam richten und ein geänderter Faſſung erlaſſen wird. — 51. Verordnung des Miniſters für Cultus 
Ausſcheiden von Sachen aus dem Vermögen des Verletzten ſowie ein Eintreten und Unterricht vom 31. Juli 1886, Z. 6032, an alle Landesſchulbehörden, 
in das Vermögen des Thäters zur Vorausſetzung haben, ſondern auch diejenigen 5 


Handlungen, bei welchen die Erlangung einer Sache nichr zum Thatbeſtande der 


Strafbarkeit gehört. Die Hehlerei iſt nicht im ausſchließlichen Intereſſe des ver⸗ 


letzten Eigenthumes des Eigenthümers, ſondern mit und hauptſächlich deshalb 
unter Strafe geſtellt, um dem Thäter den vermögensrechtlichen Vortheil, welchen 


er aus der Strafthat dadurch ziehen möchte, daß er die dadurch erlangten Sachen | 


verwerthet, oder ſonſt in andere Hände bringt, möglichſt zu Hintertreiben und 
damit einen hauptſächlichen Anreiz zu ſtrafbaren Handlungen zu unterdrücken. 
Für dieſen Zweck erſcheint es gleichgiltig, ob die Erlangung der Gegenſtände 


den Erfolg desſelben bildet, welchen der Thatbeſtand nicht nothwendig erfordert. 
Im einen wie im anderen Falle iſt es die Frucht der ſtrafbaren Handlung, 
welche dem Thäter durch den Hehler geſichert werden ſoll. Dieſe gemeingefährliche 
Wirkung der Strafthat hat durch das Geſetz getroffen werden ſollen, und wenn 
danach die Sache mittelſt einer ſtrafbaren Handlung erlangt ſein muß, ſo heißt 
dies nichts Anderes, als daß fie für den Thäter das Mittel abgegeben hat, in 
den Beſitz oder Gewahrſam der Sache zu gelangen, nicht aber, daß der Act der 
Erlangung zugleich das Delict ſelbſt geweſen ſein müſſe. Die Erwägung, daß 
der Thäter Eigenthümer der erbettelten Sache wird, die Erwerbung einer Sache 
von dem Eigenthümer aber keine ſtrafbare Handlung begründen kann, genügt 
hier nicht; denn auch durch ſtrafbare Handlungen kann unter Umſtänden Eigen⸗ 
thum erworben werden. Dies iſt aber kein rechtmäßiges und von Seiten des 
Berechtigten anfechtbar. Wenn Derjenige, welcher durch Uebertretungen in Beſitz 
von Sachen gelangt war, wenn der Bettler weiß, daß er für die durch ſein 
Betteln erlangten Sachen, mögen ſie auch ſein Eigenthum werden, einen bereiten 
Abnehmer find et, ſo iſt dies ein Anreiz zur Begehung dieſer ſtrafbaren Handlung, 
welchen gerade die Strafandrohung gegen die Hehlerei verhüten will. Wer die 
erbettelten Gegenſtände zum Gegenſtande des Handels macht, gibt damit zu 
erkennen, daß es ſich bei ihm nicht mehr um die Abhilfe augenblicklicher Noth, 
ſondern um einen auf gewerbsmäßige Ausbeutung der Wohlthätigkeit Anderer 
gegründeten Vermögenserwerb handelt; es liegen alſo auch innere Gründe für 
die Zweckmäßigkeit der Nichtſtrafllofigkeit ſolcher Perſonen, welche erbettelte Sachen 
ankaufen, als Hehler vor. (Berl. Ger.⸗Ztg.) 


womit ein Statut der Bürgerſchul⸗Lehrercurſe erlaſſen wird. — 52. Verordnung 
| des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 31. Juli 1886, Z. 6033, wirkſam 
für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder, mit Ausnahme von 
Galizien, womit eine neue Vorſchrift für die Lehrbefähigungsprüfungen der 
| Volksſchullehrer erlaſſen wird. 

XVII. Stück. Ausgeg. am 1. September. — 53. Geſetz vom 11. Juli 
1886, wirkſam für das Herzogthum Steiermark, womit § 14, Abſatz 8, und 
8 27, Abſatz 13, 14 und 15 des ſteiermärkiſchen Landesgeſetzes vom 8. Februar 
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durch den Thäter zum Weſen der ſtrafbaren Handlung gehört, oder ob fie nur 1869, L. G. Bl. Nr. 11, und 8 32 des ſteiermärkiſchen Landesgeſetzes vom 


4. Februar 1870, L. G. Bl. Nr. 15, abgeändert werden. — 54. Erlaß des 

Miniſters für Cultus und Unterricht vom 11. Auguſt 1886, Z. 14.724, an das 
medieiniſche Profeſſorencollegium der k. k. Univerfität in Wien, womit der Erlaß 

des beſtandenen k. k. Staatsminiſteriums, Abtheilung für Cultus und Unterricht, 

vom 20. Juni 1865, 8. 3805, betreffend die den promovirten Doctoren bei 
der Inſcription als außerordentliche Univerſitätshörer gewährten Erleichterungen, 
außer Kraft geſetzt wird. 

XVIII. Stück. Ausgeg, am 15. September. — 55. Geſetz vom 30. Juli 
1886, wirkſam für das Erzherzogthum Oeſterreich unter der Enns, betreffend die 
Regelung der Jahresbezüge der Mitglieder des Lehrſtandes an den öffentlichen 
allgemeinen Volksſchulen des Erzherzogthumes Oeſterreich unter der Enns. — 
56. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 10. September 1886, 
3. 10.306, an die Landeschefs für Niederöſterreich, Böhmen, Galizien, Steier⸗ 
mark, Tirol und für die Bukowina, betreffend die Benützung der Univerſitäts⸗ 

E von Seite der Studirenden der Pharmacie und der auf Grund eines 

an der Realſchule erlangten Maturitätszeugniſſes nach der Miniſterialverordnung 
vom 7. Februar 1884, Z. 2117 (Art. II, P. 3), inſeribirten außerordentlichen 
Studirenden an den Univerſitäten. 

XIX. Stück. Ausgeg. am 1. October. — 57. Erlaß des k. k. Miniſteriums 
des Innern vom 10. Auguſt 1886, Z. 7191, an ſämmtliche politiſche Landes⸗ 
behörden, betreffend den Matrikulirungsvorgang bei von unzuständigen Seelſorgern 
ſubſidiariſch paſtorirten Civilſtandsfällen. — 58. Erlaß des Miniſters für Cultus 
und Unterricht vom 21. September 1886, Z. 6810, an die Landesſchulräthe 
für Niederöſterreich und Böhmen, betreffend den Handfertigkeitsunterricht an 
Bolksſchulen. 

XX. Stück. Ausgeg. am 15. October. — — — 


XXI. Stück. Ausgeg. am 1. November. — 59. Geſetz vom 22. Jänner 
1885, wirkſam für das Herzogthum Bukowina, womit eine Landesſchulumlage 
für Zwecke der öffentlichen Volksſchulen eingeführt wird. — 60. Geſetz vom 
22. Jänner 1885, wirkſam für das Herzogthum Bukowina, womit die 88 22, 
23, 24, 28, 31, 32 und 35 des Geſetzes vom 30. Jänner 1873 (L. G. und 
V. Bl. IX, 10 ex 1873), betreffend die Regelung der Rechtsverhältniſſe des 
Lehrſtandes an den öffentlichen Volksſchulen des Herzogthumes Bukowina, abge⸗ 
ändert werden. — 61. Geſetz vom 1. Mai 1886, wodurch die Functionszulagen 
der Leiter der einclaſſigen Volksſchulen und die Dienſtalterszulagen der Lehrer 
an den Volks⸗ und Bürgerſchulen in Schleſien auf den Landesſchulfond über⸗ 
nommen werden. — 62. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 
15. October 1886, Z. 20 483, an alle Landesſchulbehörden mit Ausnahme von 
Galizien, betreffend die Durchführung der Vorſchrift über die Lehrbefähigungs⸗ 
prüfungen für Volksſchulen. 

XXII. Stück. Ausgeg. am 15. November. — — 

XXIII. Stück. Ausgeg. am 1. December. — 63. Geſetz vom 30. April 
1886, giltig für das Herzogthum Krain, mit welchem der 8 41 des Landes⸗ 
geſetzes vom 9. März 1879, 8. 13, abgeändert wird 64. Verordnung des 
Miniſteriums des Innern im Einvernehmen mit dem Miniſterium für Cultus 
und Unterricht, dann dem Juſtiz⸗, Finanz⸗, Handels- und Ackerbauminiſterium 
vom 8. November 1886, mit welcher die Beſtimmungen der Miniſterialverordnung 
vom 11. December 1860, Z. 36.413, über die Eintheilung der behördlich auto⸗ 
riſirten Privattechniker und die von den Bewerbern um ſolche Befugniſſe beizu⸗ 
bringenden Nachweiſe in einigen Punkten abgeändert werden — 65. Erlaß des 
Miniſters für Cultus und Unterricht vom 20. November 1886, Z. 23.151, an 
ſämmtliche Landesſchulbehörden, in Betreff des Haltens von Koſtzöglingen ſeitens 
der Directoren und Lehrer der öffentlichen Mittelſchulen und Lehrerbildungs⸗ 
anſtalten. 

XXIV. Stück. Ausgeg. am 15. December. — — -- 
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Poſt⸗ und Telegraphen⸗Verordnungsblatt für das Verwaltungs⸗ 
gebiet des k. k. Handelsminiſteriums. 


Nr. 72. Ausgeg. am 1. Juli. — Verordnung des k. k. Handelsminiſteriums 
vom 26. Juni 1886, womit das internationale Telegraphenreglement, ddo. Berlin, 
den 17. September 1885 kundgemacht wird. H. M. Z. 9117. — Vollzugs⸗ 
vorſchrift zum internationalen Telegraphenreglemeut und Tarife, ddo. Berlin, 
den 17. September 1885. H. M. Z. 18.021. 1. Juli. — Hinausgabe eines 
neuen abgekürzten Telegraphen⸗Gebührentarifes. H. M. Z. 23 856. 1. Juli. 

Nr. 73. Ausgeg. am 2. Juli. — Abdruck von Nr. 94 R. G. Bl. — 
Verbot der Zeitſchrift „Prapor volnosti“. H. M. Z. 23.545. 25. Juni. er 
Hinausgabe eines neuen Fahrpoſttarifes „Portugal“. H. M. Z. 12 707. 10. Juni. | 
— Das Beſtellverfahren im Poſtauftragsdienſte. H. M. Z. 21.717. 20. Juni. | 

Nr. 74. Ausgeg. am 3. Juli. — Verordnung des k. k. Handelsminiſteriums | 
vom 1. Juli 1886, betreffend den Abſchluß neuer Telegraphen⸗Specialüberein⸗ 
kommen zwiſchen Oeſterreich⸗Ungarn einerſeits, Deutſchland, Rumänien, Rußland 
und der Schweiz anderſeits. H. M. Z. 22.797. | 

Nr. 75. Ausgeg. am 4. Juli. — Verordnung des k. k. Handelsminiſteriums 
vom 22. Juni 1886, womit der $ 20 der zur Durchführung des Poſtſparcaſſen⸗ 
geſetzes vom 28. Mai 1882 erlaſſenen Verordnung vom 10. October 1882 
(R. G. Bl. Nr. 163) abgeändert wird. H. M. Z. 21.024. — Beſtimmung des 
Agiozuſchlages zu den Pränumerationsgebühren für ausländiſche Zeitungen pro 
III. Quartal 1886. H. M. Z. 23.059. 23. Juni. — Einſchärfung des Verbotes 
der Ein⸗ und Durchfuhr von Hadern, altem Tauwerke, alten Kleidern, gebrauchter 
Leibwäſche und gebrauchtem Bettzeuge aus Italien. H. M. Z. 23.480. 25. Juni. 

Nr. 76. Ausgeg. am 5. Juli. — Zulaſſung von Sendungen mit geiſtigen 
Getränken nach allen Cantonen der Schweiz. H. M. Z. 21.821. 18. Juni. — 
Errichtung von Poſtämtern in Hirtenberg und Stillfried H. M. Z. 21.763. 
23. Juni. — Hinausgabe der 2. Auflage des Werkes: „Rechtsverhältniß der 
k. k. Poſtanſtalt zu den Eiſenbahnen in Oeſterreich.“ H. M. Z. 21.035. 25. Juni. 
— Ermächtigung des königl. ungariſchen Poſtamtes in Zengg zur Vermittlung 
von Poſtanweiſungen über mehr als 300 fl. und von Nachnahmen bis 500 fl. 
H. M. Z. 23.398. 27. Juni. — Errichtung einer Poſtanſtalt in Sollenau. 
H. M. Z. 20 325. 27. Juni. — Errichtung eines Poſtamtes in St. Margarethen 
an der Pößnitz. H. M. Z. 21.328. 27. Juni. — Errichtung eines Poſtamtes in 
Charwath. H. M. Z. 21.680. 27. Juni. 

Nr. 77. Ausgeg. am 7. Juli. — Zulaſſung von Waagen zur Aichung 
und Stempelung. H. M. Z. 24.320. 30. Juni. — Errichtung von Sommer⸗ 
Poſtämtern in Scholaſtika und Seehof am Achenſee. H. M. Z. 21.935. 28. Juni. 
— Inſtradirung der Poſtpackete nach den franzöſiſchen Colonien und nach Tunis. 
H M. Z. 23.702. 28. Juni. 


Nr. 78. Ausgeg. am 9. Juli. — Poſtdampfſchiffverbindung zwiſchen 
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Liverpool und der Weſtküſte von Afrika. H. M Z. 24.315. 3. Juli. — Errichtung 
eines Poſtamtes in Möllbrücken. H. M. 3. 20.165. 28. Juni. — Aenderungen 
im Stande der öſterreichiſchen Telegraphenſtationen und Ergänzungen des Linien. 
netzes. H. M. 8. 22.333. 23. Juni. £ 

Nr. 79. Ausgeg. am 11. Juli. — Hinausgabe eines neuen Dienſt⸗ 
unterrichtes für die Landbriefträger. H. M. Z. 23.552. 25. Juni. 

Nr. 80. Ausgeg am 16. Juli. Anzahl der Zolldeclaratiouen zu 
Sendungen nach Egypten. H. M. Z. 24.187. 2. Juli. — Errichtung eines 
Poſtamtes in Rachau. H M. Z. 24.743. 9. Juli. — Errichtung von königl. 
ungariſchen Poſtämtern H. M. 3. 24.991. 7 Inli. 

Nr. 81. Ausgeg, am 19. Juli. — Einführung des telegraphiſchen Poſt⸗ 
anweiſungsverkehres mit Japan. H. M. Z. 25.962. 12. Juli. — Errichtung 
eines Poſtamtes in Wyſowa. H. M. Z. 19.439. 12. Juli. Errichtung eines 
Poſtamtes in Zuröw. H. M. Z. 19.440. 12. Juli. 

Nr. 82. Ausgeg. am 21. Juli. — Verordnung des k. k. Handels⸗ 
miniſteriums vom 12. Juli 1886, betreffend den Abſchluß eines neuen Telegraphen⸗ 
Specialübereinkommens zwiſchen Oeſterreich⸗Ungarn und Bosnien -⸗Herzegowina 
einerſeits und Montenegro anderſeits. H. M. 3. 23.841. 

Nr. 83. Ausgeg. am 22. Juli. — Errichtung eines S . 
in Oetzthal. H. M. Z. 25.563. 15. Juli. al ee 

Nr. 84. Ausgeg. am 31. Juli. — Aufhebung der über die Zeitung 
„Wochenblatt der New⸗Yorker Staatszeitung“ verhängten Poſtdebit⸗Entziehung. 
H M. 3. 27.592. 27. Juli. — Abſtellung der ungebührlichen Aufrechnung von 
Beſtellgebühren. H. M. Z. 26.025. 19. Juli. — Ermächtigung der k. k. Poſt⸗ 
ämter Haida, Jin, Melnik und Prag⸗Altſtadt zum telegraphiſchen Poſtanweiſungs⸗ 
verlehre mit dem Auslande. 9. M. 8. 26.349. 16. Juli. — Ermäßigung des 
Telegraphentarifes im Verkehre mit Serbien. H. M. 3. 18.021. 21. Juli. 

Nr. 85. Ausgeg. am 4. Auguſt. Ermächtigung des königl. ungariſchen 
Poſtamtes Kaſchau, Hauptſtraße I. Bezirk (Kassa, föuteza I-sö kerület) zur 
Annahme von Poſtanweiſungen über mehr als 300 fl. und von Nachnahmen bis 
500 fl. H. M. 3. 27.701. 26. Juli. — Angabe des Gewichtes bei Poſtpacketen 
(Colis postaux) mit Werthangabe. H. M. Z. 26.678. 20. Juli. — Zuläſſigkeit 
der Verſendung von ſogenanntem Schellackfeuer mit der Fahrpoſt. H. M 
3. 26.876. 21. Juli. — Expreßbriefe nach und aus Paraguay und 1 
H. M. Z. 26.868. 21. Juli. — Umrechnung des Erlaßpreiſes der in Oeſterreich 
erſcheinenden Zeitungen im Verkehre mit Deutſchland. H. M. Z. 24.981. 22. Juli 
— Rücknahme von Correſpondenzen oder Abänderung ihrer Adreſſen im Verkehre 
mit Paraguay. H. M. Z. 27.014. 22. Juli. 

Nr. 86. Ausgeg. am 6. Auguſt. Einſchärfung der Beſtimmungen über 
die Gewichtsbeſchränkung der Sendungen mit geiſtigen Getränken nach der 
a Sa Z. 27.704 24. Juli. — Aenderungen im Stande der öſter⸗ 
reichiſchen Telegraphenſtationen un ä ini U 
8 20 50 se u ft d Ergänzungen des Liniennetzes. H. M. 
72 Nr. 87. Ausgeg. am 8. Auguft. — Geſtattung der Durchlochung (Per⸗ 
forirung) aller Gattungen von Poſtwerthzeichen (einſchließlich der Begleitadreſſen) 
zur Bezeichnung des Eigenthums. H. M. Z. 24.171. 2. Juli. * Errichtung 
eines Poſtamtes in Tellnitz. H. M. Z. 25.280. 18. Juli. 

Nr. 88. Ausgeg. am 12. Auguſt. — Errichtung eines Poſtamtes i 
Stankovac. H. M. Z. 26.554. 29. Juni. — Auſlaſung der A in 
Stankau in Böhmen. H. M. Z. 27.920. 29. Juli. — Feſtſetzung und Verrech⸗ 
nung des Werthporto für Poſtpackete (Colis postaux) nach Belgien, Däneniark 
(mit Farber und Island), Luxemburg, den Niederlanden, Schweden und Nor- 
wegen. H. M. Z. 25.718. 27. Juli. — Vertheilung des Nachtrages Nr. 14 zum 
Berner Verzeichniſſe der Telegraphenbureaux. H. M. 3. 26.620. 28. Juli. 

8 Nr. 89. Ausgeg. am 13. Auguſt. — Errichtung von Poſtämtern in 
Mittelberg und Riezlern und Auflaſſung des Poſtamtes Walſerſchanz. H. M. 
Z. 25.711. 29. Juli. — Hinausgabe des Nachtrages Nr. 2 zum Verzeichniſſe 
der Poſt⸗ und Telegraphenämter in Oeſterreich⸗Ungarn und in Bosnien⸗Herze⸗ 
gowina. H. M. 8. 25.263. 30. Juli. — Ermächtigung des k. k. Poſt⸗ und 
Telegraphenamtes in Riva zur Vermittlung von Poſtanweiſungen über mehr als 
300 fl. und von Nachnahmen bis 500 fl. H. M. Z. 27.067. 29. Juli. 

Nr. 90. Ausgeg. am 14. Auguſt. Ermächtigung der Poſt⸗ und 
Telegraphenämter Holeſchowitz⸗Bubna, Joſefſtadt, Klattau und Krummau zur 
Behandlung von Poſtanweiſungen über mehr als 300 fl. und von Nachnahmen 
bis 500 fl., ſowie Ermächtigung des k. k. Poſtamtes Holeſchowitz⸗Bubna zum 
telegraphiſchen Poſtanweiſungsverkehre mit dem Auslande. H. M. Z. 27.391. 
24. Juli. — Hinausgabe eines neuen Ausweiſes über das Livrkemateriale dann 
über die Tragzeit der einzelnen Kleidungsſtücke für die zur Kategorie der De: 
ſchaft gehörenden Bedienſteten der Poſt⸗ und Telegraphenanſtalt H. M. 3. 14.187. 
25. Juli. — Einführung des Nachnahmedienſtes bei dem k. 15 Poſtamte in 
Alexandrien (Egypten) im Verkehre mit Oeſterreich⸗Ungarn. H. M. 3. 27.260 
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28. a Verbot der Einfuhr in Dede, Bettzeug, Kleidern, Wäſche u. dgl. Perſonalien. 

nach Italien. H. M. Z. 28.444. 29. Juli. — Seine Majeftät haben dem Generalconſul Friedrich Ritter Lippich von 
Nr. 91. Ausgeg. am 15. Auguſt. — Verbot der Zeitſchrift „Cechoslovan“. | Lindburg in Seutari, ſowie dem Generalconſul Karl Ritter von Boles⸗ 

H. M. 3. 29.635. 8. Auguſt. — Deutsche Poſtdampferlinien nach Oſtaſien und lawski in Galatz beiden taxfrei den Titel und Charakter eines Miniſterialrathes 


5 verliehen. 
t H. M. Z. 27.072. 7. A t. ; a 3 
Auf in 5 8 10 IR 711 Segen des a ze Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Generalconſuls 
Rr. 92. Ausgeg am 16. Auguſt. — rrichtung eines Sommer⸗Poſtam es bekleideten Conſul für Piräus⸗Athen Joſeph Ritter Haupt von Höchſtatten 
in Maria⸗Schutz. H. M. Z. 28.620. 2. Auguſt. — Behandlung der an in | zum wirklichen Generalconſul zweiter Claſſe ernannt. 
Concurs geralhene Perſonen und Firmen bei den Poſtämtern als Sammelſtellen 9 er 8 ER 555 1 Caſimir Ritter von Las⸗ 
i N 8 ko i zum Statthaltereirathe für Galizien ernannt. 
einlangenden 155 Zahlungsanweiſungen. 8. M. 3. 005 5 Auguſt Seine Majeſtät haben dem Verkehrsdirector der Südbahngeſellſchaft Hein⸗ 
Errichtung des k. k. Militär⸗Poſtamtes Nr. LVII in Fojnica (Bosnien). H. M. rich Ritter Pfeiffer von Wellheim, dem Director der Kailer Ferdinands⸗ 
Z. 28.395. 4. Auguſt. — Ermächtigung franzöſiſcher Poſtämter zum telegraphi⸗ Nordbahn Benediet Ronsperger und dem Mitgliede des Verwaltungsrathes 
ſchen Poſtanweiſungsverkehre. H. M. Z. 28 456. 31. Juli. — Portofreiheit der ne I. 9 Ziffer die Aller⸗ 
e 0 } „höchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen, ferner dem Baudirector der General⸗ 
Correſpondenzen und Sendungen Fr Kniefiipen Landesfachſchule für Marmor direction der öſterreichiſchen Staatsbahnen Hofrathe Friedrich Biſchoff und dem 
induſtrie in Saubsdorſ. H. M. Z. 28.908. 2. Auguſt Betriebsdirector der galiziſchen Karl Ludwig Bahn Regierungsrathe Wenzel 
Nr. 93. Ausgeg. am 17. Auguſt. — Ermächtigung des königl. ungariſchen Bite ber Wa a en 0 5 Se ufd . weiters dem 
e e REN - ) trector der Kaiſer Ferdinands⸗Nordbahn Wilhelm Aft, dem Oberinſpector der 
Poſtamtes in Salgö⸗Tarjan zur Vermittlung den Poſtanweiſungen über mehr Generalinſpection der öſterreichiſchen Eisenbahnen Brictius Lampel, dem Ober⸗ 
als 300 fl. und von Nachnahmen bis 500 fl. öſterr. Währ. H. M. 3. 29.080. inſpector der erſten ungar.-galiz. Eiſenbahn Adolph Petroſſi und dem Central 
4. Auguſt. — Errichtung eines Poſtamtes in Rudniki. H. M. Z. 28.068. 6. Auguft. inſpector der öſterreichiſchen Nordweſtbahn Moriz Wilhelm das Ritterkreuz des 
— Einführung einer Druckſorte zu Conſignationen über ausbezahlte Boten Franz n aan ba d General⸗Directionsrathe der Generald 
g 15 2 Amts g ine aben dem General⸗Directionsrathe der Generaldirection 
185 für außerhalb des Amtsortes beſtellte Telegramme. H. M. Z. 26 360. der öſterreichiſchen Staatsbahnen Hans Kargl und den Generalinſpector der 
31. Juli. öſterr ⸗ungar. Stagtseiſenbahn-Geſellſchaft Cöleſtin Rubricius taxfrei den Titel 
Nr. 94. Ausgeg. am 24. Auguſt. — Poſtdampfſchiffverbindung zwiſchen eines Regierungsrathes, dem Inſpector der Generalinſpection der öſterreichiſchen 
den franzöſiſchen Häfen St. Nazaire und Bordeaux einerſeits und den Antillen Eiſenbahnen Franz Heindl! den Titel und Charakter eines Oberinſpectors, dem 
und Mexiko anderſeits. H. M. 8. 29 640. 16. Auguſt | Oberinſpector der galiziſchen Karl Ludwig⸗Bahn Karl Goebel und dem Inſpector 
. ine e e e } der Generaldirection der öſterreichiſchen Staatsbahnen Victor Schützenhofer 
Nr. 95. Ausgeg. am 28. Auguſt. — Reactivirung des Poſtamtes Gablitz. und dem Inſpector der Südbahngeſellſchaft Alois Sekira den Titel eines kaiſer⸗ 
H. M. Z. 30.377. 16. Auguſt. — Aenderung im Briefpoſttarife. H. M. lichen Rathes; ferner dem Ingenieur der Kaiſer Ferdinands⸗Nordbahn Ladislaus 
3. 29.592. 19. Auguſt. — Wiedererrichtung eines Poſtamtes in Dizmo. H. M. Chavrak, dem Ingenieur der Lemberg⸗Czernowitz⸗Jaſſy Eiſenbahn Geſellſchaft 
3. 31.408. 21. August Johann Chriſtian, dem Oberingenieur der galiziſchen Karl Ludwig⸗Bahn Erneſt 


Haunold, dem Oberingenieur der erſten ungar.⸗galiz. Eiſenbahn Joſeph Ig la⸗ 
towski und dem Inſpector der Kaiſer Ferdinands⸗Nordbahn Eduard Rokter 
das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 


Nr. 96. Ausgeg. am 30. Auguſt. — Errichtung von königl. ungariſchen 
Poſtämtern. H. M. Z. 32.280. 24. Auguſt. — Einführung der Kartenbriefe bei 
den k. k. Poſtämtern in der Levante. H. M. Z. 27 906. 18. Auguſt. — Ausgabe 
neuer Briefmarken zu 3 Soldi für den Gebrauch der levantiner Poſtämter. 
H. M. Z. 27.907. 20. Auguſt. — Auflaſſung des Poſtamtes Novaſella in 
Dalmatien. H. M. 3 31.973. 21. Auguſt. 

Nr. 97. Ausgeg. am 5. September. — Ermächtigung der k. k. Poſtämter 
Amſtetten Bahnhof, Meidling und Wien Bernardgaſſe zum telegraphiſchen 
Poſtanweiſungsverkehre mit dem Auslande. H. M. Z. 29.813. 21. Auguſt. — 
Errichtung eines Poſt⸗ und Telegraphenamtes auf dem Ausſtellungsplatze in 
Czernowitz. H. M. Z. 32.419. 30. Auguſt. 

Nr. 98. Ausgeg. am 8. September. — Zuläſſigkeit der Poſtpackete mit 
Druckſachen nach Sardinien und Sicilien. H. M. 3. 29 311. 26. Auguft. 
Errichtung eines Poſtamtes in Roſeldorf. H. M. Z. 31.628. 1. September. — 
Errichtung eines Poſtamtes in Steinabrückl. H. M. Z. 29.490. 2. September. 
— Errichtung eines Poſtamtes in Nezwieſtitz. H. M. Z. 29.803. 2. September. 

Nr. 99. Ausgeg. am 10. September. — Ermächtigung des k. k. Poſt⸗ 
und Telegraphenamtes in Altbrünn zur Vermittlung von Poſtanweiſungen bis 
zum Betrage von 1000 fl. und von Nachnahmen bis 500 fl. H. M. Z. 30.822. 
30. Auguſt. — Errichtung eines Poſtamtes in Oepping. H. M. Z. 31.849. 
3. September. — Errichtung eines Poſtamtes in Rettenegg. H M. Z. 32.321. 
3. September. — Aenderungen im Stande der öſterreichiſchen Telegraphen⸗ 
ſtationen und Ergänzungen des Liniennetzes. H. M. Z. 31.172. 31. Auguſt. 

Nr. 100. Ausgeg. am 14. September. — Errichtung des k. k. Militär- 
Poſtamtes Nr. 16 in Korito (Herzegowina). H. M. Z. 33.599. 5. September. 
— Reactivirung des Poſtamtes Turynka. H. M. Z. 33.164. 7. September. 

Nr. 101. Ausgeg. am 16. September. — Theilweiſe Collationirung der 
Poſtanweiſungs⸗Telegramme im Verkehre mit dem Auslande und mit Ungarn. 
H. M. Z. 32 329. 3. September. — Inſtradirung der Poſtpackete (Colis postaux) 
für Conſtantinopel. H. M. Z. 30.705. 25. Auguſt. — Umrechnung der Nachnahme⸗ 


Erledigungen. 

Caſſiersſtelle in der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei in der neunten Rangs⸗ 
elafje gegen Caution, bis 18. October. (Amtsbl. Nr. 214) - 

Zolloberamts⸗Controlorsſtelle beim Hauptzollamte in Wien in der achten, 
eventuell eine Zolloberamts⸗Officialsſtelle in der neunten, eine Zollamtsofficials⸗ 
ſtelle in der zehnten und eine Zollamtsaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe 
gegen Caution, bis Ende September. (Amtsbl. Nr. 214.) 

Thierarztensſtelle in der Stadtgemeinde Salzburg mit 600 fl. Jahres⸗ 
gehalt, Naturalquartier und dem Bezuge eines Drittheiles der eingehenden Ge⸗ 
bühren, bis Mitte October. (Amtsbl. Nr. 214) 

Thierarztensſtelle in Hallein mit 500 fl. Jahresgehalt, bis 20. October. 
(Amtsbl. Nr. 214.) 

Fabriksarztensſtelle bei der k. k. Tabakhauptfabrik in Göding mit 800 fl. 
jährlichem Honorar, bis Ende September. Amtsbl. Nr. 215.) 

Förſtersſtellen im Bereiche der k. k. Forſt⸗ und Domainendirection in Wien 
mit jährlich 400 fl. Gehalt und 100 fl. Activitätszulage nebſt Deputatholzbezug, 
eventuell Naturalwohnung, bis 20. October. (Amtsbl. Nr. 217.) 5 


Auszug aus dem Verlags-Catalog 


MANZ’schen k. k. Hof- Verlags- und Universitäts- 
Buchhandlung in Wien, I., Kohlmarkt 7. 


c) Verlagswerke in alphabetischer Ordnung. 


Blonski, Dr. Justin, Der österr. Civilstaatsdienst. Ein systematisches 
Handbuch, enthaltend sämmtliche, die Anstellung im österr. Civilstaats- 
dienste, sowie die dadurch begründeten Rechte und Pflichten betreffenden 
Bestimmungen, mit Inbegriff der Pensions- und Disciplinarvorschriften, sammt 
den einschlägigen Erkenntnissen des Reichsgerichtes und des Verwaltungs- 
Gerichtshofes. gr. 8. 1882. (IV, 430 S.) 3 fl. 60 kr 
in Leinwand gebunden 4 fl. 

— Systematische Zusammenstellung der österr. Civil-Pensions vorschriften. 
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H. M. Z. 34.221. 11. September. Zuläſſigkeit von Poſtpackeren (Colis 
postaux) mit Waffen und Waffenbeſtandtheilen nach Italien. H. M. Z. 33.585. 
14. September 


DEE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 22 und 23 der Erkenntniſſe 1887. 


Poſtanweiſungen und Anſetzung des gemeinſchaftlichen und des Weiterfranko auf kl. 8 1879. (112 S8) 80 Kr. 
en ee e F e henie 
* 8 8 2 5 ee 1 1 „enr . 5 5 sel, 
ee 9. W. Pa en, a eh 2 728 80 des deutschen Wechselrechtes kurz dargestellt. gr. 8 1880. Eg. 
brauches der Klebezettel ſür recommandirte Briefe auf alle ärariſchen Poſt⸗ Brunstein, Dr. J. L., Zur Reform des Erfinderrechtes. Vortrag, gehalten 
ämter. H. M. Z. 33.614. 10. September. — Zulaſſung von Sendungen mit im niederösterr. Gewerbevereine am 10. April 1885 Lex Oct. 1885. (34 S.) 
Tafeltrauben nach der Schweiz bis zum Gewichte von 12 Kilogramm. 50 kr. 
| 


(Fortſetzung folgt.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


